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Meinung

HARRY NUTT

Es ist noch nicht allzu lange her, dass
man selbst in vermeintlich aufgeklär-

ten Kreisen der Ansicht war, die Zeit-
spanne des deutschen Kolonialismus sei
zu kurz gewesen, um sich für schwerwie-
gendeVerbrechenverantworten zumüs-
sen. Die späte Geburt eines deutschen
Nationalstaats wurde dabei als Entlas-
tung aufgefasst. Als Länder mit düsterer
oder gar selbstbewusst zur Schau getra-
gener kolonialistischer Vergangenheit
galten bevorzugt Großbritannien, Frank-
reich und Belgien.

Wie sehr man sich zu täuschen bereit
war, weißman nicht erst seit der Recher-
che über die Raub- und Vernichtungs-
züge deutscher Kolonisatoren auf der
Insel Luf im heutigen Papua-Neuguinea,
die der Historiker und Kolumnist der
Berliner Zeitung, Götz Aly, in seinem ak-
tuellen Buch „Das Prachtboot“ präsen-
tiert. Im Zentrum einer nicht länger mit
folkloristischen Mitteln zu beschönigen-
den Kolonialgeschichte, die lange Zeit
durch die notwendige Auseinanderset-
zung mit der Geschichte des Nationalso-
zialismus und des Holocaust überdeckt
worden war, steht dabei die militärische
Niederschlagung der sogenannten He-
rero-Aufstände zwischen 1904 und 1908
in der Kolonie Deutsch-Südwest, die auf
dem Gebiet des heutigen Namibia zwi-
schen1884und1915 zumDeutschenKai-
serreich gehörte. Auf Befehl des General-
leutnants Lothar von Trotha trugen deut-
sche Kolonialtruppen in dieser Zeit zum
Tod von mehr als 70.000 Menschen
zweier Volksgruppen bei. Vermutlich
starben70ProzentderHereround50Pro-
zent der Nama durch direkte Tötungen
oder verdursteten eingekesselt in der
Omaheke-Wüste oder in Konzentrations-
lagern. Der Herero-Aufstand gilt als der
ersteGenozid im20. Jahrhundert.

Dass die Bundesregierung diese Ge-
schehnisse nun ausdrücklich als Völker-
mord benennt und anerkennt, darf als
Wendepunkt einer geschichtspoliti-
schen Haltung betrachtet werden, die
viel zu lange zögerlich bis abwehrend
verlief. Selbst als sich ein politischer
Wille zu manifestieren begann, die mo-
ralische Schuld anzuerkennen, blieb der
Begriff Völkermord zunächst außen vor,
weil sich daran nicht zuletzt Ansprüche
auf hohe materielle Reparationsleistun-
gen knüpften.

Zur gesellschaftspolitischen Bewer-
tungdernunangekündigtenBereitschaft
einer Anerkennung des Völkermords ge-
hört zweifellos auch der Hinweis auf die
behutsame Verhandlungsführung zwi-
schen namibischen Vertretern und einer
deutschen Delegation unter der Leitung
des CDU-Politikers Ruprecht Polenz in
den zurückliegenden sechs Jahren. Sei-
ner besonnenen Art ist es wohl auch zu
verdanken, dass die Gespräche sich
nicht demDruck nach schnellen Erfolgs-
meldungen aussetzten. Ziel sei es gewe-
sen, sagte nun Bundesaußenminister
HeikoMaas (SPD), „einen gemeinsamen
Weg zu echter Versöhnung im Angeden-
ken der Opfer zu finden“. Wie schwierig
das ist, zeigt die Kritik, die weiterhin von
Herero kommt, die außerhalb Namibias
leben und beklagen, nicht einbezogen
worden zu sein.

Die Anerkennung des Völkermordes
andenHereroundNama fällt in eineZeit,
in der Kolonialverbrechen einer erweiter-
ten Betrachtung unterzogen werden. Die
ethnologischen Sammlungen der großen
europäischenMuseen stehen vor der He-
rausforderung, ihre Kunstschätze undAr-
tefakte auf ihre Herkunftsgeschichte zu
untersuchen. Was nicht selten im Geiste
eines triumphalistischen Geschichtsver-
ständnisses angehäuft und geraubt wor-
denwar, kann nun zu einem veränderten
Weltbewusstseinbeitragenhelfen, indem
zurückliegende Verbrechen nicht länger
beschwiegen, sondern als Vervollständi-
gung des Wissens aufgefasst werden. Da-
bei geht es weniger um sogenannte Iden-
titätspolitik sowie das Zugeständnis an
einen als Wokeness bezeichneten Zeit-
geist der Sensibilisierung gegenüber so-
zialer Ungerechtigkeit und Erscheinungs-
formen des Rassismus. Allein aus einer
wechselseitigen Anerkennung einer ge-
waltsamen Vergangenheit, so jedenfalls
die idealistisch geprägte Hoffnung, ver-
mögen neue Impulse für die internatio-
naleKonfliktbewältigung zu erwachsen.

Kolonialismus

Spät, aber
nicht zu spät

DasAusseheneiner Personwird für viele
Menschen plötzlich ziemlich interes-

sant, wenn es dem „Typischen“ nicht ent-
spricht. Wenn ich neue Leute kennenlerne,
reagieren die allermeisten nach einem
Muster: Zuerst werde ich auf meinen Vor-
namen angesprochen: „Miray – das ist aber
ein interessanter Vorname. Woher kommst
du?“ Dann folgt ein erstauntes „Du siehst
aber gar nicht türkisch aus“.

Wenn man jemanden fragt, wie eine ty-
pisch-türkische Person aussieht, werden
viele sie so oder ähnlich beschreiben: Die
Frauen haben langes, volles, schwarzes
Haar, tiefbraune Augen und sind sehr ge-
pflegt. Die Männer haben dickes, dunkles
Haar, tragen einenperfekt getrimmtenBart,
haben gezupfte Augenbrauen, ihre Haut
wirkt für Deutsche sonnengebräunt.

Ich habe grüne Augen, dunkelblonde
Haare und eine helle Haut – Merkmale, die
ichvonmeinemPapageerbthabe. Ichwerde
nicht braun, wenn ich mich in die Sonne
lege, sondern rot. Und gefühlt habe ich nur
hundert extrem feineHaare auf demKopf.

Das Bild vom vermeintlichen „südländi-
schen“Aussehender TürkinnenundTürken
ist fehlerhaft. Wer einmal durch Istanbul
spazieren und sich aufmerksam umsehen
würde, würde merken, wie verschieden die
Leute dort aussehen. AberMenschen haben
eben ihre Vorstellungen von „typischen“
Türken, Italienern oder Deutschen. Es han-
delt sich umKlischees oder Stereotypen, die

„Dusiehst
abergarnicht
türkischaus“

Kolumne

oftmals nicht auf eigenenErfahrungen beru-
hen. Das Bild wird reproduziert und, inmei-
nem Fall, auf alle Türkischstämmigen über-
tragen. Weil ich so gar nicht „südländisch“
aussehe, sind viele fasziniert von meinem
„untürkischen“ Aussehen. Ich passe nicht in
das Klischee. Das trifft in meinem Fall so-
wohl auf meine deutschen als auch auf
meine türkischenMitmenschen zu.

Einmal vereinbarte ich auf Deutsch
einen spontanen Termin bei einem türki-
schen Friseur. Ich ging hin, wurde auf
Deutsch begrüßt, setzte mich in den Stuhl.
Die Friseurin fragte mich, ob ich etwas trin-
ken möchte – ich lehnte höflich ab. Sie lä-
chelte, sagte okay, drehte sich zu ihrer Kol-

legin – und fing auf Türkisch an so derma-
ßen über mein unhöfliches, deutsches Ver-
halten zu lästern, dass ich nicht wusste, was
ichmit mir anfangen soll. „Schon wieder so
’neDeutsche. Denen kannman auch nichts
recht machen.“ Da sei man nazik, also auf-
merksam, und vor allemmisafirperver, also
gastfreundschaftlich, aber werdemit einem
unhöflichen Nein abgetan. Eine Türkin
hätte sofort um Kaffee oder Tee gebeten,
wenigstens um einGlasWasser!

Ich hörtemir ihrminutenlangesGeläster
über „die Deutschen“ halb amüsiert, halb
perplex an und sagte kein Wort darüber,
dass ich jedesWort von ihr verstand.

Ein anderes Beispiel: In einer Straßen-
bahn saßen mir zwei Freundinnen gegen-
über, die sich auf Türkisch unterhielten,
über ziemlich persönliche Dinge. Das hät-
ten sie sicher nicht getan, hätten sie geahnt,
dass ich ihr Gespräch verstehen kann.

Manchmal fühlt es sich soan, alshätte ich
als „unerkennbare Türkischstämmige“
Superkräfte.Nurweiß ichnochnicht,wie ich
sie sinnvoll einsetzen oder ihnen gerecht
werden kann. Bis ich das herausgefunden
habe, versuche ich bei allen, die „Du siehst
aber gar nicht türkisch aus“ zumir sagen, die
Bilder in ihrenKöpfen zu verwischen, indem
ich zurückfrage: „Wie sieht denndeinerMei-
nung eine typisch türkische Person aus?“
Und: „Würdest du bei einemDeutschenmit
dunklen Haaren und dunklen Augen ge-
nauso erstaunt reagieren?“

MIRAY CALISKAN

Druckauf
China ist nötig

US-Präsident Joe Biden hat die Ge-
heimdienste beauftragt, dem Ur-

sprung der Corona-Pandemie auf den
Grund zu gehen. Dazu meint die Neue
Zürcher Zeitung am Sonntag: „Dass der
Labor-Ursprung fast schon zur Ver-
schwörungstheorie wurde, hängt wohl
damit zusammen, dass diese Erklärung
von Ex-Präsident Donald Trump ver-
breitet und manchmal auch noch mit
der Behauptung angereichert wurde,
das Virus sei als biologische Waffe ent-
wickelt worden.“ Nun werde jedoch
wieder ernsthaft diskutiert. „Die Zoo-
nose und das Viren-Labor sind mögli-
che Erklärungen für den Ursprung des
Coronavirus. Und diesen aufzuklären,
ist für die Zukunft enorm wichtig. Dass
man dabei nicht vorankommt, liegt
auch an China. Peking hat sich beim
Ausbruch der Seuche und bei derWHO-
Untersuchung zum Ursprung durch In-
transparenz ausgezeichnet. Zudem hält
es die Ermittlungen in China zuUnrecht
für abgeschlossen. Dass Biden Druck
macht, ist nötig.“

Die Londoner Sunday Times
schreibt: „Niemand glaubt ernsthaft,
dass China in diesem Fall biologische
Kriegsführung betrieben hat und das Ri-
siko eingehen wollte, Tausende seiner
eigenen Bürger zu töten. Doch man
nimmt an, dass die Forschung im Labor
– die sogenannte Gain-of-function-For-
schung – die Manipulation von Tiervi-
ren beinhaltete, umdie Reaktion auf zu-
künftige Ausbrüche verbessern zu kön-
nen. Solange wir nicht ausschließen
können, dass es chinesische Inkompe-
tenz war, die die Welt in die Knie ge-
zwungen hat, werden viele Menschen
glauben, dass dies tatsächlich der Fall
war. China hat große und wichtige Fra-
gen zu beantworten.“ (fs.)

Auslese

E s ist ein weit verbreitetes Missver-
ständnis zu glauben, dass der Ost-
beauftragte dazu da ist, die Be-
lange des Ostens zu vertreten, auf

Missverhältnisse und Ungerechtigkeiten
hinzuweisen. So wie beispielsweise eine
Frauenbeauftragte. Nein, der Ostbeauf-
tragte ist – zumindest war das in den ver-
gangenen Jahren so – dazu da, Klischees
und Vorurteile über den Osten zu bestäti-
gen, die in derwestdeutschenMehrheitsge-
sellschaft bestehen. An diese Tradition des
„Ostbeschimpfungsbeauftragten“, wie ein
Kollege der Wochenzeitung Die Zeit das
Amt nannte, knüpft auch der CDU-Politiker
MarcoWanderwitz aus Sachsen an.

In einem FAZ-Podcast hat er eineWoche
vor der Sachsen-Anhalt-Wahl über die AfD
undOstdeutschland gesprochen. Er begrün-
det die stärkereNeigung, rechtsradikale Par-
teien zu wählen, damit, dass es im Osten
„verfestigte nicht-demokratischen Struktu-
ren“ gebe. So weit, so bekannt. Doch woran
liegt das? Der Ostbeauftragte sagt: Ein Teil
der Ostdeutschen sei „diktatursozialisiert“
undnie in derDemokratie angekommen.

Diktatursozialisiert, das knallt so schön,
das ruft gleich alle Reflexe hervor. Im Osten
nur Nazis, schreien die einen – stimmt alles
nicht, schreien die andern.Willkommen im
deutsch-deutschen Diskurssandkasten.
Der Ostdeutsche ist hässlich, demokratie-
unfähig und wählt das Falsche, so geht das
seit Jahrzehnten. In die DDR wird alles
Schlechte outgesourct, sie ist die Bad Bank
der deutsch-deutschenGeschichte.

Es geht gar nicht darum, die Gefährlich-
keit des Rechtsradikalismus herunterzu-
spielen. Oder zu verneinen, dass die AfD im
Ostenerfolgreicher ist als imWesten.Das ist
offensichtlich. Aber wie seriös ist es, dreißig
Jahre nach der Wende die DDR für die Er-
folge rechtsradikaler Parteien imOsten ver-
antwortlich zu machen? Wäre es nicht die
Aufgabe eines Ostbeauftragten zu untersu-
chen, was die spezifischen Gründe sind?
Anstatt zu sagen: Eine Generation ist verlo-

ren? Doch ein Mann für differenzierte Ana-
lyse istWanderwitz nicht.

Wenn man das Gespräch mit ihm hört,
irritiert als Erstes, dass er ständig von den
„neuen“ Ländern spricht, als befänden wir
uns im Jahr 1995.Manches von dem, was er
sagt, stimmt faktisch nicht. Beispielsweise
die Aussage: „Die AfD wird größtenteils zu-
lasten der Linkspartei gewählt.“

Bei der Bundestagswahl 2017 hieß die
Partei, die am meisten an die AfD verlor,
CDU.Über eineMillionWählerhat dieCDU
an die AfD verloren, von der Linkspartei
wechselten nur 200.000 Wähler zur AfD.
Viele der Wähler, die Wanderwitz als dikta-
turgeschädigt abschreibt, haben viele Jahre
lang CDU gewählt. Von 1990 bis 2004 re-
gierte die CDU in Sachsen allein. Weiß der
CDU-Politiker Wanderwitz das nicht? Oder
ist es bequemer, das Gespenst der DDR zu

bemühen, als eigene Fehler einzugestehen?
Antikommunismus, das ist ja das letzte
Band, das ostdeutsche und westdeutsche
Konservative zusammenhält.

Die rechtsradikalen Netzwerke haben
ihre Ursprünge in den 1990er-Jahren, da-
mals haben viele Politiker darüber hinweg-
geschaut, von CDUbis SPD. Als in Eisenhüt-
tenstadt das AusländerwohnheimmitMolo-
towcocktails beworfen wurde, wurde ver-
niedlichend vom Protest der Jugendlichen
gesprochen. Legendär ist der Ausspruch von
Sachsens langjährigem Ministerpräsident
Kurt Biedenkopf, der die Sachsen für immun
gegen Rechtsradikalismus hielt. Auch Wan-
derwitz’ Argument, es gebe eineGeneration,
die diktatursozialisiert sei, die man nicht
mehr erreichen könne, ist nicht schlüssig.
Trump, Brexit, Le Pen, überall auf der Welt
gibt es rechtsradikaleBewegungen–und soll
der Kommunismus schuld sein?

Wenn man sich die Wählerschaft der
AfD anschaut, dann wird die Partei am we-
nigsten von den Über-60-Jährigen gewählt,
also von denen, die diemeiste Zeit ihres Le-
bens in der DDR verbracht haben, also am
meisten diktatursozialisiert seinmüssten.

1990 war die Demokratiebegeisterung
noch hoch, bei der ersten freien Wahl im
März gaben 93Prozent der Bürger ihre Stim-
men ab, ein Rekord. Die Zustimmung zur
Demokratie sackte erst Anfang der 90er-
Jahre ab. Das hing auch damit zusammen,
dass die ersten Erfahrungen der Ostdeut-
schen mit der Demokratie nicht Aufbruch
waren, wie für die Westdeutschen in den
50ern, sondernAbrechnung,Arbeitsplatzab-
bau, Abwanderung. Wie kann man mehr
Menschen für die Demokratie gewinnen?
Derzeit geht überall die Parteibindung zu-
rück, aber nirgends engagieren sich so we-
nig Menschen in einer Partei wie im Osten.
Wie schafft man ein Labor der Demokratie,
wie es der Soziologe Steffen Mau vor-
schlägt?Dazuwünschtman sich Ideen vom
Ostbeauftragten. Ansonsten kann man das
Amt auch einfach abschaffen.

DieDDR
als

BadBank

Ostbeauftragter

SABINE RENNEFANZ
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Zitat

„Meine DFB-
Aufenthaltsquarantäne

war länger
als 14 Tage.“

Thomas Müller,
Bayern-München-Profi,
zu seiner Rückkehr in die

Fußball-Nationalmannschaft
nach zweieinhalb Jahren
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